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Drucksache VI/76 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Abgeordneter Welches sind die Gründe dafür, daß der Ab- 

Horstmeier Schluß eines Vorvertrages mit den Trägern 

des Entwicklungsdienstes und damit die Nicht- 
heranziehung zum Grundwehrdienst bzw. Er- 
satzdienst nur dann möglich ist, wenn die 
Berufsausbildung des Bewerbers bis zur Voll- 
endung des 22. Lebensjahres (in wenigen 
Ausnahmefällen bis zur Vollendung des 23. 
Lebensjahres) abgeschlossen ist? 

2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Altersgrenze 

Horstmeier von 22 bzw. in wenigen Ausnahmefällen von 

23 Lebensjahren nicht als Diskriminierung von 
Jugendlichen an, die erst zu einem etwas spä- 
teren Zeitpunkt ihre Berufsausbildung been- 
den, und welche Möglichkeit sieht die Bundes- 
regierung, um zumindest die Altersgrenze zu 
erweitern, ohne daß die Verpflichtung zum 
Entwicklungsdienst mißbraucht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


3. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die jährlichen Ein- 

Baier nahmeeinbußen, die deutschen Rentenbe- 

ziehern von Renten in ausländischer Währung 
auf Grund der DM-Aufwertung entstehen? 

4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die den deut- 

Baier sehen Rentenempfängern infolge der DM-Auf- 

wertung enstehenden finanziellen Verluste zu 
ersetzen? 

5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 

Dr. Unland deutsche Staatsbürger aus früherer Berufs- 

tätigkeit im Ausland Sozialrente beziehen? 

6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Unland die für die deutschen Bezieher ausländischer 

Sozialrenten aus der DM-Aufwertung resul- 
tierenden imzumutbaren und vor allem un- 
ausweichlichen Härten zu mildem? 

7. Abgeordneter Plant die Bundesregierung Maßnahmen auf 

Ruf dem Gebiet der betrieblichen Altersversor- 

gung und ggf. welche? 
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8. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Ruf rung, um das Problem der Verfallbarkeit von 

Anwartschaften bzw. Ansprüchen aus der be- 
trieblichen Altersversorgung im Falle eines 
Arbeitsplatzwechsels zu lösen? 

9. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 

Roser rung, im Rahmen einer Änderung des Lei- 

stungsrechtes in der sozialen Rentenversiche- 
rung zu bewirken, daß künftig auch bei Nicht- 
erreichen der sogenannten „Halbdeckung" die 
Schul- und Hochschulzeiten in vollem Umfang 
und nicht nur im sehr bescheidenen Maß einer 
pauschalen Ausfallzeitangerechnet werden? 

10. Abgeordneter Welche Initiativen beabsichtigt die Bundes- 

Burger regierung zu den Vorstellungen des Kultus- 

ministeriums des Landes Baden-Württemberg 
zu ergreifen, das eine grundlegende Änderung 
der Situation des allgemeinen Schwestern- 
mangels in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland nur dann für möglich hält, wenn 
das soziale Prestige dieses Berufes gehoben, 
der Pflegeberuf auch als männlicher Beruf at- 
traktiv gemacht wird, eine günstigere Ärbeits- 
zeitregelung sowie entsprechende Bezahlung 
angeboten wird? 

11. Äbgeordneter Wie groß etwa ist der Kreis von Soziallei- 

Leicht stungsempfängern, die ihre Renten oder Teile 

davon aus ausländischen Kassen erhalten? 

12. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die nega- 

Leicht tiven sozialen Auswirkungen der Aufwertung 

für diese besonders schwache soziale Gruppe 
auszugleichen? 

13. Abgeordneter Wie entwickeln sich Einnahmen und Ausgaben 

Weigl der Rentnerkrankenversicherung? 

14. Abgeordneter Kann eine Herabsetzung des Rentenalters in 

Weigl der gesetzlichen Rentenversicherung ohne eine 

Beitragserhöhung für die aktiven Versicher- 
ten durchgeführt werden, wenn der Einnahme- 
ausfall der Rentenversicherungsträger in Höhe 
von 18 Milliarden DM für die Zeit von 1970 
bis 1985 infolge der Aufhebung des Kranken- 
versicherungsanteils der Rentner nicht durch 
eine Erhöhung der Bundeszuschüsse ausge- 
glichen wird? 

15. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß es für die 

Dr. Marx Betroffenen hilfreich ist, wenn im Rahmen ge- 

(Kaiserslautern) richtlicher Feststellungen bei Sozialgerichts- 
prozessen Unterlagen über Krankheiten als 
Haftfolgen bei Zuchthausverwaltungen der 
„DDR" angefordert werden? 


3 



Drucksache VI/76 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter 

Ollesch 


17. Abgeordneter 

Jung 


18. Abgeordneter 

Mertes 


19. Abgeordneter 

Mertes 


20. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


21. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


22. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

23. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


24. Abgeordneter 

Ollesch 


Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige unterschiedliche Regelung des aktiven 
und passiven Wahlalters in den einzelnen Bun- 
desländern bei den verschiedenen Wahlen, und 
was gedenkt sie im Interesse einer möglichst 
weitgehenden Einheitlichkeit zu tun? 

Welche sportpolitischen Leistungszentren feh- 
len in der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
wärtig am nötigsten, und in welcher Form wird 
in Kürze Abhilfe geschaffen? 

Ist der Bundesregierung bekarmt, in welchem 
Umfang die Kriminalpolizei in der Bundesre- 
publik Deutschland über ein eigenes Bildfunk- 
netz verfügt und ob der Ausbau eines solchen 
in Vorbereitung ist? 

In welchem Umfang bedient sich die Kriminal- 
polizei heute schon in dringenden Fällen des 
Bildfunknetzes der Deutschen Bundespost, und 
in welcher Form könnte diese Zusammenar- 
beit ausgebaut werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie die 
immer neuen und jetzt schon gegenüber 1966 
um 100% erhöhten Zahlen der Kalkulation für 
die Olympiabauten in München und Kiel zu 
erklären sind? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, in 
Anerkennung der immer geringer gewordenen 
Lebenshaltungskostenunterschiede zwischen 
Stadt und Land entvv^eder eine seit 1966 fällige 
Rechts Verordnung zur Änderung des Orts- 
klassenverzeichnisses, die die Aufstufung von 
schätzungsweise 700 Orten von der Ortsklasse 
A in die Ortsklasse S enthalten müßte, vorzu- 
legen oder den regional differenzierten Orts- 
klassenunterschied gänzlich zu beseitigen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ankün- 
digung des „Vorstandes Deutscher Flugleiter", 
einen neuen Bummelstreik auszurufen? 

Haben sich die bisherigen Verhandlungen zwi- 
schen den beteiligten Bundesministerien und 
den Gewerkschaften so gestaltet, daß eine 
solche Androhung gerechtfertigt erscheint? 

Ist in der Bundesrepublik Deutschland ein ähn- 
liches Meldestellensystem für Luftverunreini- 
gung in Betrieb oder in Vorbereitung wie in 
den Niederlanden, wo von mehreren 100 Meß- 
geräten die Konzentration von Schwefeldioxyd 
festgehalten wird, die als bester Anhaltspunkt 
für die allgemeine Luftverunreinigung gilt? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 

Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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25. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Wie wird die Bundesregierung in angemesse- 
ner und würdiger Form des 6. Dezember 1894 
als des Tages gedenken, an dem sich zum 
erstenmal Abgeordnete des damaligen Deut- 
schen Reichstages im W allotbau in Berlin ver- 
sammelten? 


26, Abgeordneter Welche Vorstellungen über die weitere Ein- 
Zebisch gliederung der DDR-Flüchtlinge und die Ver- 

besserung des Lastenausgleichs hat die Bun- 
desregierung bereits entwickelt? 


Geschäftsbereich des Biindesministers der Justiz 


27. Abgeordneter 
Bäuerle 

28. Abgeordneter 

Picard 


29. Abgeordneter 

Picard 


30. Abgeordneter 

Hirsch 


31. Abgeordneter 
Hirsch 


32. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


33. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


Wird die Bundesregierung das Wirtschafts- 
strafrecht betreffend den Mietv/ucher ändern? 

Auf w'elche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung dafür zu sorgen, daß, wie im Falle des 
kürzlich in einem Wiederaufnahmeverfahren 
von der Anklage wegen Mordes mangels Tat- 
verdachts freigesprochenen Hans Hetzcl, Fehl- 
urteile auf Grund von Gutachten vermieden 
bzw. Wiederaufnahmeverfahren erleichert 
werden? 

Was halt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang von einer zv/eiten Tatsachenin- 
sLanz für Strafkammern und Schwurgerichte? 

Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 
bestimmte wiederk ehrende Ursachen, auf die 
sich die schwerwiegenden Fehlurteile ver- 
gangener Jahre, in denen Angeklagte zu Un- 
recht wegen Mordes verurteilt worden sind 
(Fälle Burkert, Rohrbach, Pitz, Lettenbauer, 
Hetzcl), zurückführen lassen? 

W’^elchc Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, wie man die Gefahr von Fehlurteilen, 
wie in den Fällen Burkert, Rohrbach, Pitz, 
Lettenbauer und Hetzel, einschränken könnte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die schon 
seit langem erhobene Forderung, bei Kapital- 
verbrechen, für die es bisher nur eine einzige 
Tatsacheninstanz (Schwurgericht) gibt, eine 
zweite Tatsacheninstanz vorzusehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, schon vor der 
Durchführung der großen Strafrechtsreform 
eine Novelle zur Strafprozeßordnung vorzu- 
legen, in der für die bisher in die Zuständig- 
keit des Schwurgerichts fallenden Strafsachen 
eine zweite Tatsacheninstanz vorgcschlagen 
wird? 
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34. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung einen Ge- 
Dr. Weber setzentwurf vorlegen, der eine Reform der aus 

(Köln) dem Jahre 1898 und 1904 stammenden Gesetze 

über die Entschädigung für unschuldig erlit- 
tene Haft und Untersuchungshaft vorsieht? 


Aus welchen Gründen hat sich die Vorlage 
eines Regierungsentwurfs zur Neuordnung des 
geltenden Entschädigungsrechts für zu Unrecht 
erlittene Haft verzögert, obwohl das Bundes- 
ministerium der Justiz schon vor über einem 
Jahr einen Referentenentwurf fertiggestellt 
hat und in der Öffentlichkeit und Wissen- 
schaft schon seit langer Zeit eine baldige Re- 
form gefordert wird? 


36. Abgeordneter Würde es nach Ansicht der Bundesregierung 
Dürr zweckmäßig sein, die Strafprozeßordnung (§ 

244 Abs. 4, § 245) so zu ändern, daß künftig bei 
Fällen, in denen jemand wegen bestimmter 
schwerer Kapitalverbrechen angeklagt wird, 
von Amts wegen zwei voneinander unab- 
hängige Sachverständige zu bestellen sind, so 
daß die einseitige Begünstigung vermögender 
Angeklagter, die gemäß § 245 Satz 1 StPO auf 
eigene Kosten Sachverständige zur Hauptver- 
handlung laden können, beseitigt wird? 


Wäre es zweckmäßig, die Auswahl und Bestel- 
lung eines zweiten oder weiteren Sachverstän- 
digen der Verteidigung des Angeklagten zu 
überlassen, wobei die entstehenden Kosten 
von der Staatskasse übernommen werden? 


38. Abgeordneter Wie ist der Stand der Vorarbeiten für eine 
Dr. de With Reform des Strafverfahrensrechts, zu der die 

Bundesregierung durch einen einstimmigen 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
24. Juni 1964 aufgefordert wurde? 


39. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Änderungen des 
Dr. de With Rechtes der Wiederaufnahmeverfahren für 

zweckmäßig? 


40. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von der Ansicht 
Freiherr Ostman des namhaften Gerichtsmediziners Professor 
von der Leye Dr. Otto Prokop (Humboldt-Universität in 
Berlin), das Risiko fehlerhafter gerichtsmedizi- 
nischer Gutachten ließe sich möglicherweise 
dadurch verringern, daß Gutachten nicht von 
einzelnen Ordinarien, sondern von einem 
Team gleichberechtigter Wissenschaftler oder 
einer ganzen Fakultät erstellt werden (vgl. 
„Der Spiegel" Nr. 46/69 vom 10. November 
1969 S. 114)? 


37. Abgeordneter 

Dürr 


35. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 
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41. Abgeordneter Auf welche Weise könnte erreicht werden, daß 
Freiherr Ostman gerichtsmedizinische Gutachten in Zukunft 
von der Leye nicht allein in der Verantwortung eines Ordi- 
narius erstellt und abgegeben werden, sondern 
von einem Team, das aus mehreren gleichbe- 
rechtigten, auf verschiedenen Gebieten spezia- 
lisierten Experten besteht? 

42. Abgeordneter Ist es nach Ansicht der Bundesregierung er- 

Dr. Bardens forderlich, strengere Anforderungen an die 

Ausbildung der Gerichtsmediziner, die in der 
Bundesrepublik Deutschland keiner Facharzt- 
weiterbildung bedürfen, zu stellen? 

43. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 

Dr. Bardens die Gefahr, daß die von den Gerichtsmedizi- 

nern erstatteten Gutachten schwerwiegende 
Irrtümer enthalten, vermindern könnten? 

44. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ent- 

Dr. Arnold wurf für ein neues GmbH-Gesetz vorzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


45. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, die im 

Wagner Zeitraum zwischen der DM-Kursfreigabe und 

(Günzburg) der Suspendierung der Absicherungssteuer 

fällig gewordene Steuer zu erstatten? 

46. Abgeordneter Nachdem der Parlamentarische Staatssekretär 

Krammig beim Bundesminister der Finanzen mir am 

9. April 1969 auf die in der 228. Sitzung der 
5. Wahlperiode am 24. April 1969 gestellte Zu- 
satzfrage schriftlich mitgeteilt hat, daß der 
Zollverwaltung in Kürze vorab die Bestim- 
mungen der Betriebsprüfungsordnung (Steuer) 
bekanntgegeben würden, die für den Betriebs- 
prüfungsdienst Zoll verbindlich sind, frage ich, 
ob diese Zusage inzwischen erfüllt worden ist; 
wenn nein, welche Gründe der Erfüllung dieser 
Zusage heute noch entgegenstehen? 

47. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Schneider rung, den durch die Erhöhung des Arbeitneh- 

(Nürnberg) merf reibe träges um 240 DM bei den Gemein- 

den eintretenden Einnahmeverlust in Höhe 
von 120 Millionen DM auszugleichen? 

48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Anteil der 

Dr, Schneider Gemeinden an der Mineralölsteuer zu erhöhen 
(Nürnberg) und dem gestiegenen Finanzbedarf der Ge- 

meinden auf dem Gebiet der Verkehrsinfra- 
strukturen anzugleichen? 
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49. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Entwurf eines 
Dr. Jobst Gesetzes zur Anhebung der Kilometerpau- 

schaie u- . v vorlogen, um den 

Arbeitnehmern dafür einen Ausgleich zu ver- 
schaffen, weil sie wegen der schlechten Ver- 
kehrsbedingungen weit mehr als in anderen 
Bereichen auf eigene Kraftfahrzeuge zur Fahrt 
zum Arbeitsplatz angewiesen sind? 


50. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die vom Hessischen 
Erhard Gemeindetag an seine Mitgliedsgemeinden 

{Bad Schwalbach) ausgesprochene Empfehlung, die Gewerbe- 
sleuerhebesätze auf Grund des Gemeindefi- 
' nanzreformgesetzes auf 300 v. H. zu erhöhen, 
im Rahmen regionaler und struktureller Wirt- 
schaftspolitik für zweckrLiäf3ig? 


51. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, der Empfehlung 
Erhard des Hessischen Gemeindetages oder einer un- 

(Bad Schwalbach) abhängig davon generell erfolgenden Er- 
höhung der Gewerbesteuerhebesätze entge- 
genzuwirken? 


52. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach Erlaß des Ur- 
Dr, Haack teils des Bundesfinanzhofes zur Kilometerpau- 

schale eine Möglichkeit, daß die Finanzämter 
vorliegende Einsprüche gegen die Herabset- 
zung der Kilonieterpauschale gebührenfrei 
ablehnen, nachdem seinerzeit die Steuerzahler 
vom ADAC geradezu aufge fordert worden 
waren, gegen Steuerbescheide Einspruch zu 
erheben? 


53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Einkom- 

Dr. Apel mensgrenze in Höhe von 24 000 DM jährlich, 

die Lohnstcuerpflichtige verpflichtet, zusätz- 
lich eine Einkommensteuererklärung ihrem 
Finanzamt gegenüber abzugeben, so zu er- 
höhen, daß diese zusätzliche Belastung nur, 
wie ursprünglich beabsichtigt, wenige Lohn- 
steuerpflichtige trifft? 


54. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung sicherstcllcn, 
Dr. Apel daß der deutschen Alkohol- und Branntwein- 

wirtschaft am 1. Januar 1970 bei Ablauf der 
Übergangszeit der EWG keine Naditeile da- 
durch entstehen, daß nach Artikel 37 Abs. 1 
EWG-Vertrag § 3 des w^estdeutscheii Brannt- 
weinmonopolgesetzes außer Kraft treten müß- 
te, eine EWG Alkohol-Marktordnung mit ein- 
heitlichen Preisen aber nicht vorhanden sein 
wird und damit die Gefahr besteht, daß be- 
trächtliche Wettbewerbsverfälschungen bei der 
Preisgestaltung eingeführter Spirituosen unse- 
re einheimischen Spirituosenherstelier bedro- 
hen? 
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55. Abgeordneter Welches sind die Gründe dafür, daß bei Ge- 

Mursch schäftsreisen nach Frankreich unter bestimm- 

(Soltau-Harburg) ten Umständen — wie sie in dem Artikel der 

ADAC Motorwelt vom November 1969, Seite 
92, geschildert sind — Zölle und sonstige Ab- 
gaben für den benutzten Wagen zu bezahlen 
sind? 

56. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Mursch durch Verhandlungen mit Frankreich auf eine 

(Soltau-Harburg) Änderung der geltenden Zollbestimmungen 

hinzuwirken? 

57. Abgeordneter Werden für das Haushaltsjahr 1970 entspre- 

Dr. Hauser chende Mittel zur Beseitigung ehemaliger 

(Sasbach) Westwallbunkcr vorgesehen, damit nunmehr 

auch Bunkerruinen der Dringlichkeitsstufe I b 
entfernt werden können, die anläßlich der Be- 
sichtigung durch das frühere Bundesschatz- 
ministerium im Herbst 1966 als außerordent- 
liche Gefahrenquelle anerkannt und deshalb 
zur Beseitigung vorgesehen sind, aber in die 
Dringlichkeitsstufe I b eingeteilt wurden und 
damit erst entfernt werden sollen, wenn die 
als besonders vordringlich abzutragenden Rui- 
nen der Dringlichkeitsstufe I a (besonders 
dringende Fälle) und II a (Behinderung der 
Flurbereinigung) entfernt sind? 

58. Abgeordneter Trifft die Meldung in der Süddeutschen Zei- 

Dr. Warnke tung vom 18. November zu, wonach zwischen 

der Bundesregierung und dem Berliner Senat 
nahezu vollständige Übereinstimmung besteht, 
zum 1. Januar 1970 in Berlin den Arbeitneh- 
mern eine Prämie von 8®/o des Bruttolohnes 
sowie einen Kinderzuschlag von 20 DM je 
Kind zu gewähren? 

59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Schritte zur 

Pieroth Vermeidung derjenigen sozialen Härten zu 

unternehmen, die dadurch entstehen können, 
daß die Stationierungsstreitkräfte in Deutsch- 
land, insoweit der deutsche Beitrag zu den 
Stationierungskosten in der Währung der 
Entsendestaaten bezahlt wird, die ihnen durch 
die DM-Aufwertung entstehende Mehrbela- 
stung bei der Bezahlung ihrer deutschen Ar- 
beitnehmer durch Einstellungsstops und Ent- 
lassungen ausgleichen wollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


60, Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung gemäß 
Seefeld § 25 des Berufsbildungsgesetzes die seit mehr 

als zehn Jahren anhängige Anerkennung des 
Berufes „Berufskraftfahrer" durch die Erstel- 
lung eines Berufsbildes zum Abschluß zu brin- 
gen? 
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61. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

62. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

63. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


64. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


65. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


In welchem Umfang imd aus welchen Ländern 
wird zur Zeit ausländische Kohle in die Bim- 
desrepublik Deutschland eingeführt? 

Steht diese Einfuhr im Zusammenhang mit der 
schnellen Zechenstillegung? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage, 
die dadurch entstanden ist, daß das Bundes- 
verfassungsgericht durch seine Entscheidung 
vom 25. Juni 1969 das Ingenieurgesetz vom 
1. Juli 1965 für nichtig erklärt hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, dazu beizu- 
tragen, daß die Bundesländer eine baldige und 
einheitliche gesetzliche Regelung des Schutzes 
der Berufsbezeichnung „Ingenieur" treffen und 
damit auch für die Anerkennung der deutschen 
Ingenieure im EWG-Raum eine feste Rechts- 
grundlage schaffen? 

Ist bei der in Kürze zu erwartenden Inan- 
spruchnahme des Kapitalmarktes durch die 
öffentliche Hand (Bund, Bundesbahn, Bundes- 
post und KfW) damit zu rechnen, daß die 
Bundesregierung auf die Bundesbank Einfluß 
nehmen oder empfehlen wird, daß durch Min- 
destreservelockerung die Voraussetzung für 
die dafür notwendige und zur Zeit nicht vor- 
handene Liquidität geschaffen wird, so wie es 
die Bundesbank bei der Begebung der letzten 
Bundesanleihe durch die vorher erfolgte Min- 
destreservesenkung tat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


66. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Bewerunge geben, warum sie bei den Luxemburger Ver- 

handlungen zugestimmt hat, daß die Gestal- 
tung der Verordnung über den Grenzausgleich 
von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften nach deren Vorstellungen vor- 
genommen worden ist? 


67. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
Bewerunge daß das zur Zeit geltende Grenzausgleichs- 

system die Zusage, daß der deutschen Land- 
wirtschaft keine aufwertungsbedingten Ver- 
luste entstehen sollen, deckt? 


68. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Dr. Reinhard die Grenzausgleichsabgaben bei der Einfuhr 
tierischer Veredelungserzeugnisse nur die Ge- 
treideinzidenz gedeckt wird, wodurch nur ein 
Teil des Schadens, der durch die Aufwertung 
entstanden ist, ausgeglichen wird? 
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69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Dr. Reinhard daß auch nach dem Auslaufen des Grenzaus- 
gleichs eine Ubergangsregelung notwendig ist, 
um den Abbau der Bestände der Veredelungs- 
produktion ohne noch weitere Verluste zu 
ermöglichen, wie dies seinerzeit bei der Ge- 
treidepreisharmonisierung auch geschehen ist? 

70. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die Ver- 

Dr. Jobst luste auszugleichen, die den deutschen Hähn- 

chenerzeugern und den Geflügelschlachtereien 
durch die Aufwertung der DM und die dadurch 
möglich gewordenen spürbaren Preisunterbie- 
tungen bei Einfuhren, insbesondere aus Hol- 
land, entstanden sind und die die Existenz 
der Getlügelwirtschaft auf das äußerste ge- 
fährden, nachdem mit den Ausgleichsabgabe- 
sätzen nach der Verordnung vom 3. Novem- 
ber 1969 der hohe Wettbewerbsnachteil der 
einheimischen Geflügelwirtschaft nicht genü- 
gend aufgefangen werden konnte? 

71. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Einfuhr von Stärke 

Bittelmann und Stärkeerzeugnissen ab 27. Oktober 1969 

keine Ausgleichsabgaben erhoben werden, 
wie dieses in der Zeit vom 29. September bis 
26. Oktober 1969 geschehen ist? 

72. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Bittelmann die Wettbewerbsgleichheit auf dem Stärke- 

markt und damit beim Anbau von Stärkekar- 
toffeln wiederherzustellen? 

73. Abgeordneter Kann die Bundesregierung zusichern, daß die 

Dr. Siemer der deutschen Landwirtschaft als Verlustaus- 

gleich zugesagten 1,7 Milliarden DM erhöht 
werden, wenn sich heraussteilen sollte, daß 
dieser Betrag die Verluste nicht ausreichend 
abdeckt? 

74. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür eintreten, 

Dr. Siemer daß der in der Öffentlichkeit die Ausgleichs- 

zahlungen für die deutsche Landwirtschaft 
nicht mit der diskriminierenden Bezeichnung 
„Subvention" bezeichnet werden? 

75. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, ob und in 

Dr. Ritz welcher Höhe seit dem 29. September 1969 

bereits Einkommensverluste für die deutsche 
Landwirtschaft eingetreten sind und wie sie 
diese auszugleichen gedenkt? 

76. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wie sie 

Dr. Ritz die dem deutschen Agrarexport durch die Ab- 

wertung des französischen Franc und die Auf- 
wertung der DM entstandenen Schäden auszu- 
gleichen gedenkt? 
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77, Abgeordneter 

Klinker 


78. Abgeordneter 

Klinker 


79. Abgeordneter 

Siisset 


80. Abgeordneter 

Susset 


81. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


82. Abgeordneter 
Dröscher 


83. Abgeordneter 
Zebisch 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und der Partnerstaaten der EWG, daß bei 
Währungsparitätsänderungen ein Grenzaus- 
gleichssysiem bei Agrarprodukten und die 
Erhaltung des bisherigen, in Landeswährung 
ausgedrückten Agrarpreisniveaus die Grund- 
lage der gemeinsamen Agrarpolitik und des 
gemeinsamen Marktes in Frage stellt? 

Kann die Bundesregierung, falls sie die in 
Frage 77 dargestellte Auffassung teilt, ange- 
ben, welche unabänderliche Rechtsnorm einer 
Aussetzung der europäischen Rechnungsein- 
heit oder einer Änderung der Berechnungs- 
grundlage der gemeinsamen Agrarpreise bis 
zur Verwirklichung einer gemeinsamen Wäh- 
rungspolitik entgegenstehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß infolge 
der DM-Aufwertung die an deutsche Unter- 
nehmer und Körperschaften aus dem Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefond 
(Ausrichtung) bewilligten in ihrer Höhe nach 
Rechnungseinheiten festgesetzten Zuschüsse 
nunmehr auf einen geringeren Betrag in Deut- 
scher Mark lauten? 

Kann die Bundesregierung angeben, wie hoch 
diese Verluste — ausgedrückt in Deutscher 
Mark — sind und wie gedenkt die Bundesre- 
gierung nach ihrer Zusage, daß der deutschen 
Landwirtschaft keine aufwertungsbedingten 
Verluste entstehen sollen, diesen Schaden aus- 
zugleichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Landwirte mit Aussiedlerhöfen bereit wären, 
im Rahmen der Verbesserung der Agrarstruk- 
tur ihre Höfe aufzugeben, wenn sie wüßten, 
wie die langfristigen Zinsverpflichtungen von 
ihnen und ihren Familien erfüllt werden könn- 
ten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien 
über die Investitionsbeihilfen für landwirt- 
schaftliche Betriebe insoweit abzuändern, daß 
als wesentliche Voraussetzung für die Bei- 
hilfefähigkeit nicht mehr allein die Steigerung 
der Produktion, sondern vor allem auch die 
Steigerung des persönlichen Einkommens 
durch Rationalisierung des Betriebs — also 
Unkostensenkung — bei gleichbleibender 
Produktion berücksichtigt werden kann? 

Welche Auswirkungen auf die Landwirtschaft 
sieht die Bundesregierung infolge des zuneh- 
menden Einstiegs großer Futtermittelkonzerne 
ins Schweinegeschäft kommen und welche Un- 
terstützung wird sie für die betroffenen Bau- 
ern angesichts der kommenden Konkurrenz- 
situation geben? 
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Geschäftsbereich des Bundesminislers der Verteidigung 


84. Abgeordneter 

Jung 


85. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


80. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


87. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


88. Abgeordneter 

Dr. Enders 


89. Abgeordneter 

Hansen 


90. Abgeordneter 
Schwabe 


Ist die Bundesregierung bereit, den derzeitigen 
Gesamtbestand an Starfightern bekanntzu- 
geben? 


Wie viele der am 15. November 1969 der Bun- 
deswehr angohörenden Soldaten haben die 
Ablegung des Gelöbnisses wegen dessen ge- 
samtdeutsd'ier Aussage verweigert? 

Wird die gegen diese Soldaten verhängte Be- 
lörderungssperre aufrecht erhalten, obgleich 
der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes- 
tages in seinem vJahresbericht 1968 die Auf- 
lassung vertrat, daß die Verweigerung des Ge- 
löbnisses, auch aus dem in Frage 85 erwähn- 
ten Motiv, kein Dienstvergehen ist? 

Welche Maßnahmen können durch den Bun- 
desverteidigiingsrninister ergrifien werden, um 
das Kindergarlcnproblem angesichts der be- 
stehenden Fluktuation zwischen den einzel- 
nen Wehrbereichskommandos und -Standorten 
zu l{)sen? 

Ist die Bundesregu'erung bereit, eine einheit- 
liche Regelung lär den Bereitschaftsdienst der 
Bundeswehr einzuführen, damit Soldaten ein- 
zelner Standorte nicht mehr Bereltschafts- 
dienst leisten müssen als ihre Kameraden? 

Ist die Bundesregierung — angesichts des z. T. 
kataslrophalen Lelirermangels in einzelnen 
Bundesländern — bereit, Studierende für ein 
Lehramt an allgemeinbildenden und/oder be- 
rufsbildenden Schulen auf Antrag vom Grund- 
wehrdienst freizustellen? 

Besteht im Bundesverteidigungsministerium 
die y\bsicht, auf den Erkennungsmarken aller 
Soldaten neben der bereits vermerkten Reli- 
gionszugehörigkeit auch noch die Blutgruppe 
des Soldaten zu vermerken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


91. Abgeordneter Ist es richtig, daß nach den Feststellungen der 
Dr. Rutschke Standesorganisation der Zahnärzte im Bundes- 
gebiet derzeit etwa 6000 approbierte Zahnärzte 
fehlen, um eine ordnungsgemäße zahnärztliche 
Versorgung der Bevölkerung zu gewährlei- 
sten? 
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92. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Rutschke die zuständigen Landesbehörden zu veranlas- 
sen, daß bei Verlängerungen von Arbeitsge- 
nehmigungen der schon im Bundesgebiet er- 
folgreich tätigen ausländischen Zahnärzte 
großzügiger verfahren wird, um somit die 
zahnärztliche Versorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen? 

93. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Kin- 

Frau Dr. Diemer- dergeld vielfach nicht für die Kinder sondern 
Nikolaus zweckfremd verwendet wird? 

94. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, das Bundes- 

Frau Dr. Diemer- kindergeldgesetz in der Weise zu ändern, daß 
Nikolaus grundsätzlich die Mutter das Kindergeld er- 

hält, wenn, sie die Kinder betreut? 

95. Abgeordneter Warum sieht das Bundesseuchengesetz oder 

Strohmayr eine andere gesetzliche Regelung nicht die 

regelmäßige Röntgenuntersuchung auf Tbc- 
Gefahr für Bäcker, Kellner, Ärzte und Pflege- 
personal vor? 

96. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß, 

Dröscher obwohl das neue Weingesetz das immer schon 

umstrittene Restzuckerverhältnis 1 : 2,5 nach 
Genehmigung der Landesbehörden ab 1971 
als Höchstgrenze zuläßt, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland immer noch von den Lebens- 
mittelbehörden Untersuchungen angestellt und 
Verfahren in Gang gebracht werden gegen 
Weine, die dieses in absehbarer Zeit zulässige 
Restsüßverhältnis aufweisen? 


Geschäftsbereich des Bundesininisters für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

97. Abgeordneter Erwartet die Bundesregierung Tariferhöhungs- 

Höcherl anträge des Straßengüterfernverkehrsgewer- 

bes, der Deutschen Bundesbahn und der Bin- 
nenschiffahrt und wenn ja, in welcher Höhe? 

98. Abgeordneter Welche finanzielle Belastung kommt 1970 

Höcherl durch die anstehenden Lohn- und Gehaltser- 

höhungen auf die Deutsche Bundesbahn zu? 

99. Abgeordneter Wie ist der gegenwärtige Stand der Beratun- 

Biechele gen über die Revision der Internationalen 

Schiffahrts- und Hafenordnung für den Boden- 
see? 

100. Abgeordneter Kann damit gerechnet werden, daß die Be- 
Biechele ratungen, die am 8. und 9. November 1966 in 

Bonn aufgenommen wurden, bald abgeschlos- 
sen werden? 
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iOl. Abgeordneter 

Härzschel 


102. Abgeordneter 

Härzschel 


103. Abgeordneter 

Strohmayr 


104. Abgeordneter 

Pieroth 


105. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


106. Abgeordneter 

Schwabe 


Warum wurden bei der Beantwortung der 
Frage 41 — Drucksache VI/49 — in der Frage- 
stunde vom 12. November 1969 bei der Auf- 
zählung der geplanten Rheinübergänge die 
vorgesehenen Brücken in Weil/Rhein und 
Märkt nicht erwähnt, obwohl der Bundesver- 
kehrsminister bei seinem Besuch in Weil ver- 
sichert hat, daß beide Brücken eingeplant 
seien? 

Steht der Bundesverkehrsminister noch zu die- 
ser Zusage und in v/elchem Zeitraum ist mit 
der Verwirklichung zu rechnen im Blick auf 
eine gemeinsame Sitzung französischer und 
deutscher Vertreter bei der Planungsgemein- 
schaft Hochrhein, wo in einer Resolution die 
einhellige Auffassung vertreten wurde, daß 
eine schnelle Lösung dieser Brückenprobleme 
von vorrangiger Bedeutung für den zwischen- 
staatlichen Verkehr und für die Entwicklung 
der Region sei? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz 
der lange Zeit versuchsweise in Köln-Fühlin- 
gen und später im Ausland, so in Japan, ge- 
bauten Einwegbahn? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch niedri- 
gere Tarife für die betreffenden Bundesbahn- 
strecken die Diskrepanz auszugleichen, die da- 
rin besteht, daß für eine Reihe von Bundes- 
bahnstrecken mit einer Entfernung von über 
80 km der erhöhte Tarif einschließlich Zu- 
schlag berechnet wird, obwohl auf ihnen die 
Möglichkeit, einen Schnellzug zu benutzen, 
nicht gegeben ist? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Verwendung der Nebelschlußleuchte ent- 
sprechend der 13. Ausnahmeverordnung zur 
Zulassungsordnung hinreichend geregelt ist 
und ist sie insbesondere der Meinung, daß 
die Nebelschlußleuchte bei Vorhandensein von 
Nebelleuchten nur mit einem gemeinsamen 
Schalter bedient werden sollte? 

Sieht der Bundesminister für Verkehr eine 
Möglichkeit, auf die Bundesländer hinzuwir- 
ken, um ein Übereinkommen wegen der Feier- 
tagsregelung über die Grenzen der Bundes- 
länder hinweg zu erzielen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

107. Abgeordneter Wieviel neue Studienplätze sind nach Meinung 
Pfeifer der Bundesregierung im gesamten Hochschul- 

bereich bis zum Beginn des Wintersemesters 
1970/71 erforderlich, um jedem Abiturienten, 
der ein Studium beginnen will, einen Studien- 
platz zu sichern, und welche Kosten entstehen 
dadurch? 
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108. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ieststellen, ob die 

Graaff Meldung der Frankfurter Rundschau vom 

18. November zutrifit, wonach etwa 40 000 bis 
50000 schulpflichtige Kinder italienischer Gast- 
arbeiter im Bundesgebiet nicht zur Schule 
gehen und teilweise sogar eine regelmäßige 
Arbeit ausüben? 

109. AbgeoidneLer Kann die Bundesregierung Angaben darüber 

Dr. Bechert machen, was an Kontamination von Wasser, 

(Gau-Algeshcim) Boden, Luft eingetreten ist als Folge des Un- 

dichtw’erdens des Kernkraftwx^rkes Fingen 
vom 1. August 1969, w^o ein Kühler undicht 
geworden war und eine Stopfbuchse ein Leck 
bekommen hatte, insbesondere darüber, wel- 
che radioaktiven Stoffe und in w^elcher Menge 
aus dem Kernkraftwerk dabei herausgekom- 
men sind? 

110. Abgeordneter Wie haben die Waineinrichiungen bei diesem 

Dr. Bechert Reaktorunfall funktioniert und sind die zu- 

(Gau-Algeshcim) ständigen Behörden sofort benachrichtigt und 

alarmiert worden? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


111. Abgeordneter Ist der Bimdesrcgierung bekannt, daß die Zoll- 

Kieclilc abfertigung der deutschen LKW von und nach 

Italien, insbesondere am Brenner, teilweise 
bis zu 30 Stunden Wartezeit verursacht, was 
einen Sprecher des ADAC zu der Bezeichnung 
„katastrophal und mittelalterlich" veranlaßte? 

112. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung konkret zu 

Kieclile unternehmen, um diese bedauerliche Situation 

zu ändern? 

113. Abgeordnete Vv'ann wird die Bundesregierung das Europäi- 

Frau Klee sehe Übereinkommen über au-pair-Beschäftigte 

unterzeichnen, dessen endgültiger Text fertig- 
gestellt und zur Unterzeichnung aufgelegt ist, 
wie im Halbjahresbericht der BLindesiegicrung 
über die Tätigkeit dos Eiiroparates (Druck- 
sache V 4692) mitgeteilt wird? 

114. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung auf der Sitzung 

Dr. Schulz des Ministerkomitec des Europarutes im kom- 

(Berlin) menden Dezember dafür ein setzen, daß die 

in der Empfehlung 573 (1969) der Beratenden 
Versammlung gemachten Vorsciiläge für eine 
effektivere europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wissenschaft und Technolo- 
gie vom Generalsekretär des Europarates 
verwirklicht werden können? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1. Abgeordneter Wie weit sind die seit langem angestellten 

Picard Überlegungen der Bundesregierung gediehen, 

im öffentlichen Dienst (besonders bei der Poli- 
zei und dem Bundesgrenzschutz) geleistete 
Überstunden durch finanzielle Leistungen aus- 
zugleichen? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Mittel zur 

Dr. Jahn Erhaltung des Kulturgutes der Vertreibungs- 

(Braunschweig) gebiete und die Mittel zur praktischen Durch- 
führung ostdeutscher Kulturpflege im Bund 
der Vertriebenen, den landsmannschaftlichen 
Organisationen und den auf diesem Sektor 
arbeitenden Institutionen so zu verstärken, 
daß die im § 96 BVFG festgelegte kulturelle 
Förderung voll erfüllt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Leistungsfähigkeit auf dem Gebiet der ost- 
deutschen Kulturpflege erheblich gesteigert 
werden kann, wenn die materiellen Voraus- 
setzungen hierfür geschaffen werden? 

4. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Zebisch den Ausbau der Wasserversorgung und die 

Lösung der Abwasserbeseitigungsprobleme in 
der Oberpfalz durch verstärkte Beihilfemittel 
des Bundes voranzutreiben, zumal allein in 
diesem Regierungsbezirk derzeit 32 Einzel- 
bzw. Gruppenunternehmen mit einem Bauvo- 
lumen von etwa 99 Millionen DM und einem 
geschätzten Beihilfebedarf von rund 67 Millio- 
nen DM bei der Wasserversorgung und 90 
Unternehmen mit einem Bauvolumen von rund 
77 Millionen DM und einem geschätzten Bei- 
hilfebedarf von 30 bis 35 Millionen DM auf 
der Dringlichkeitsliste der Regierung zur Fi- 
nanzierung anstehen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Stadt- und Landkreisen in der Ober- 
pfalz und Niederbayern bei der Lösung der 
zunehmenden Müllprobleme zu helfen? 


Geschäftsbereich des Biindesministers der Finanzen 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine steuerliche 
Dr. Schmitt- Begünstigung der Reparaturkosten zu gewäh- 

Vockenhausen ren, die den Hausbesitzern in der Ortsdurch- 
fahrt der B 43 in Raunheim durch die Schwer- 
transporte im besonderen Maße entstanden 
sind? 


5, Abgeordneter 

Zebisch 


3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einzelnen Fir- 
Erhard men oder Firmengruppen die in strukturschwa- 

(Bad Schwalbach) eben Gebieten oder Bundesausbaugebieten ih- 
ren Standort haben, gezielt zu helfen, wenn 
die Firmen einen so großen Schaden aus der 
DM-Aufwertung erleiden, daß sie in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit oder gar in ihrer Exi- 
stenz gefährdet sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob bzw. mit 

Gnädinger welchem Ergebnis Verhandlungen zwischen 

deutschen und französischen militärischen Stel- 
len über die Freigabe der Klosterkaserne in 
Konstanz durch die französischen Truppen und 
die Stationierung dieser Einheiten in dem dem- 
nächst zu räumenden Heuberg-Sanatorium der 
Württembergischen Landesversicherungsan- 
stalt stattgefunden haben? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Soldaten, 

Dr. Schmidt die in den ehemaligen alliierten Besatzungs- 

(Wuppertal) häusern im Standort Wuppertal, in denen ein 

außerordentlich hoher Koksverbrauch durch 
veraltete Heizungsanlagen (1 to/pro Monat/pro 
Wohneinheit bei einem Preis von z. Z. 160 bis 
180 DM/to), Koks aus Beständen der Bundes- 
wehr zu einem annehmbaren Preis zu verkau- 
fen? 

10. Abgeordneter Ist in diesem Zusammenhang daran gedacht, 
Dr. Schmidt die Heizungsanlagen in diesen Häusern auf 

(Wuppertal) Heizöl umzustellen, um auf lange Sicht eine 

tragbare Belastung herzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

11. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Schlies- 
Burger sung einer Station des Querschnittgelähmten- 

zentrums in der Orthopädischen Universitäts- 
klinik in Heidelberg-Schlierbach (die Stil- 
legung weiterer Stationen wird befürchtet, da 
von 24 Stellen für examinierte Schwestern nur 
noch 8 besetzt sind), einer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland vorbildlichen Modellein- 
richtung, deren Schließung wegen Schwestern- 
mangels eine spürbare Verminderung der 
— nach Ansicht von Fachleuten — an sich 
schon ungenügenden Zahl von Betten für 
Querschnittgelähmte bedeutet? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Ruf stetigen Ausweitung der Besiedlungsräume 

und Einzugsgebiete der Stadt Stuttgart sowie 
der daraus sich ergebenden engen wirtschaft- 
lichen Bindimgen zwischen Stuttgart und sei- 
nen Nachbargemeinden die angrenzenden 
Ortsnetze in das Ortsnetz Stuttgart einzube- 
ziehen und die Fernsprechordnung entspre- 
chend zu ändern? 


13. Abgeordneter Wie weit sind die Vorarbeiten der im vorigen 
Ruf Jahr im Bundesministerium für das Post- und 

Femmeldewesen eingesetzten Kommission zur 
Neuabgrenzung der Ortsnetze gediehen? 


14. Abgeordneter Wann ist, nachdem die ursprüngliche Ankün- 

Picard digung für den Winterfahrplan 1969/70 nicht 

verwirklicht wurde, mit einer dichteren Zug- 
folge auf der Rodgau-Strecke: Offenbach — 
Ober-Roden — Dieburg zu rechnen, die insbe- 
sondere für den Berufsverkehr bessere Ver- 
kehrsbedingungen schafft? 

15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur wirtsdiaft- 

Schlee liehen Förderung des fränkischen Zonenrand- 

und Grenzgebietes den Bau einer Autobahn 
von der Bundesautobahn Fulda — Würzburg 
über die sogenannte Maintalstrecke bis Bam- 
berg mit Fortsetzung über die Bundes Straße 
505 und über die Bundesautobahn Berlin — 
München hinaus bis zur Grenzübergangsstelle 
Schimding in den Verkehrswegeplan für die 
Bundesausbaugebiete (vgl. Drucksache V/2751) 
aufzunehmen? 


16. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung für den 
Lenzer Ausbau der Bundesstraßen in den Landkreisen 

Wetzlar und Dillkreis in den nächsten vier 
Jahren? 


17. Abgeordneter Welche Pläne bestehen seitens der Bundes- 
Lenzer regienmg über den Bau von Bundesautobah- 

nen im Bereich der Landkreise Wetzlar und 
Dillkreis in den nächsten vier Jahren, und 
ist mit einer termingerechten Fertigstellung 
der bereits laufenden Baumaßnahmen zu rech- 
nen? 


18. Abgeordneter Wann ist mit konkreten Maßnahmen zur Ver- 
Dr, Schmitt- besserung der Verkehrsverhältnisse in Raun- 

Vockenhausen heim zu rechnen? 
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19. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Sdiwalbach) 


20. Abgeordnete 

Frau Klee 


21. Abgeordneter 
Niegei 


22. Abgeordneter 
Niegel 


Wie hoch sind die Ertragsminderungen, die der 
Deutschen Lufthansa-AG entstehen durch die 
Währungsentscheidungen der Bundesregie- 
rung (DM-Aufwertung) und der französischen 
Regierung (Francabwertung)? 

Bis wann ist mit der Durchführung des Baus 
der Umgehungsstraße Monsheim (B 47) zu 
rechnen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost das 
Stadtpostamt in Forchheim (Oberfranken), 
Hornschuchallee 1, auflöst, weil die Deutsche 
Bundespost den bisherigen Mietvertrag nicht 
auf der Basis der ortsüblichen Miete für ge- 
werbliche Räume erneuerte? 

Wird die Deutsche Bundespost in ähnlicher 
zentraler Lage Forchheims wieder ein Stadt- 
postamt zur Bedienung der Forchheimer Be- 
völkerung und der gewerblichen Wirtschaft 
der Innenstadt in absehbarer Zeit errichten? 


Bonn, den 21. November 1969 



